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Dorit Meyer

Die Implementierung von 
Gender Mainstreaming als 
Auftrag für kommunale  
Jugendämter

Seit 1999 gilt die EU-Strategie Gender Main-
streaming auch in der Bundesrepublik Deutsch-
land als strukturierendes Leitprinzip. Erstmals 
wurde damit die Herstellung von Chancen-
gleichheit zwischen den Geschlechtern als 
allgemeines Förderkonzept beschrieben. Alle 
Bereiche der Politik sollen hinsichtlich gleich-
stellungsrelevanter Fragestellungen untersucht 
werden und die Berücksichtigung der Katego-
rie Geschlecht (Gender1)soll alle politischen 
Entscheidungsprozesse durchdringen. Die 
Realisation von Chancengleichheit zwischen 
den Geschlechtern soll im Zuge von Gender 
Mainstreaming - und dies wurde gleichsam 
den Erfahrungen der internationalen frauenpo-
litischen Aktivitäten entnommen – nicht weiter 
an eine separatistische Aktionsbühne dele-
giert werden, von der die „eigentliche“ Politik 
nicht weiter berührt wird. Mit der Umsetzung 
von Gender Mainstreaming wird vor allem die 
politische Administration beauftragt. Sie steht 
in der Pflicht, gleichstellungsrelevante Zielset-
zungen in den politischen Handlungsfeldern 
zu berücksichtigen und entsprechende Maß-
nahmen und Verfahren einzuleiten. In diesem 
Zusammenhang soll im folgenden zunächst 
übergreifend auf die Bedeutung dieser Strate-
gie eingegangen und sie anhand von fünf Kri-
terien näher skizziert werden und darauf auf-
bauend der Auftrag benannt werden, wie er für 
das Jugendamt relevant wird. 

1. Gender Mainstreaming ist eine  
Top-down-Strategie: 

Die Implementierung von Gender Mainstrea-
ming soll über die politische Administration 
eingeleitet werden. Gender Mainstreaming 
zielt im ersten Schritt auf die politischen Ent-
scheidungsebenen, um von dort aus in poli-
tische Maßnahmen und Programme „über-
setzt“ zu werden. Mit dieser Ausrichtung soll 
Gender Mainstreaming auch in den Kommu-
nen und den kommunalen Sozialräumen wirk-
sam werden. Veränderungen in Richtung einer 
wirklichen Chancengleichheit zwischen den 
Geschlechtern sollen gleichsam „von oben“ 
initiiert werden. Gender Mainstreaming – und 
das ist herauszustellen - ist dem zur Folge erst 
einmal eine „Führungsaufgabe“. Die Leitungs-
ebenen der politischen Administration sind 

besonders gefragt, die Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming zu befördern. Dies mag zu-
nächst befremden, wenn man berücksichtigt, 
dass auf den Leitungsebenen nach wie vor in 
der Regel Männer dominieren und wenn man 
sich die Tradition der Gleichstellungspolitik ins 
Gedächtnis ruft. Auch wenn die Frauenpolitik 
sich schon lange institutionalisiert hat, liegen 
ihre Wurzeln doch in der Frauenbewegung. 
Gleichstellungsrelevante Ziele wurden sozu-
sagen „von unten“ forciert. Von daher besteht 
bei einer Reihe engagierter Frauenpolitikerin-
nen durchaus eine gewisse Skepsis gegenüber 
Gender Mainstreaming, die auch nicht ganz 
unbegründet ist. 

Selbst wenn es durchaus auch berechtigte 
Vorbehalte gegen Top-down-Strategien gibt, 
könnte sich diese Ausrichtung dennoch pers-
pektivisch als Vorteil erweisen. Gerade in Bezug 
auf die Geschlechterthematik. Im Zuge einer 
Top-down-Strategie wird es nämlich nicht wei-
ter den einzelnen Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen überlassen wird, ob sie die Dimension 
des Geschlechts für wichtig oder unwichtig 
erachten. Und die Aufgabe der Gleichstellung 
kann nicht mehr an einzelne Repräsentantinnen 
oder Beauftragte – eben „besonders Engagier-
te“- delegiert werden, die meistens allein für 
deren Umsetzung verantwortlich zeichnen. 

2. Gender Mainstreaming ist  
Querschnittspolitik: 

Bei allen künftigen politischen Maßnahmen, 
bei ihrer Planung, Durchführung und Evalua-
tion ist – so der verpflichtende Grundsatz von 
Gender Mainstreaming – zu prüfen, welche 
Auswirkungen sie auf Männer und auf Frau-
en haben oder haben werden. Alle politischen 
Handlungsfelder sind auf Geschlechterdispari-
täten und geschlechtsbezogene Ungleichheiten 
hin zu untersuchen. In allen politischen Hand-
lungsfeldern und ihren Aufgabenbereichen 
soll die Geschlechterdimension mitbedacht 
werden. Mit Gender Mainstreaming kommen 
damit auch solche Bereiche in den Blick, in de-
nen die geschlechtsbezogene Seite dem ersten 
Augenschein nach verborgen bleibt. Es wird 
davon ausgegangen, dass jede politische Ent-
scheidung eine geschlechtsbezogene Dimensi-
on hat, auch wenn diese Dimension nicht für 
alle Frauen und alle Männer von Bedeutung zu 
sein scheint und nicht in jedem Fall auf eine 
grundsätzliche geschlechtsbezogene Differenz 
verwiesen oder von einer grundsätzlichen Un-
terschiedlichkeit ausgegangen werden kann. 
(Dazu ein Bespiel aus der Arbeitsmarktpolitik, 
das verdeutlicht, warum diese „neue“ Ausrich-
tung von Gender Mainstreaming als allgemei-
nes geschlechterrelevantes Förderkonzept so 
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bedeutend ist: Mit Gender Mainstreaming kom-
men auch vermeintlich „geschlechtsneutrale“ 
Dimensionen in den Blick wie die Entwicklung 
neuer Berufsbezeichnungen. Dieser Vorgang 
scheint zunächst nichts mit Chancengleichheit 
zu tun zu haben. Da aber heute darum gewusst 
wird, dass allein die Berufsbezeichnungen 
ganz wesentlich dazu beitragen, ob sich Mäd-
chen oder Jungen für einen bestimmten Beruf 
überhaupt interessieren, unabhängig von den 
tatsächlichen Arbeitsanforderungen, zeigt sich, 
wie wichtig es ist, geschlechtsbezogene Wir-
kungen stets mit zu bedenken.)

3. Gender Mainstreaming soll  
systematisch verfolgt werden: 

Gender Mainstreaming ist zunächst ein Verfah-
ren. Deshalb wird diese Strategie auch öfters 
als „inhaltleer“ beschrieben. Gender Mainstre-
aming zielt zunächst nicht auf einen konkreten 
Handlungsbedarf, sondern auf die grundlegen-
de Berücksichtigung der Geschlechterdimen-
sion bei allen strategischen Entscheidungen 
und ihren operativen Umsetzungsprozessen. 
Das heißt auch, gleichstellungsrelevante Zie-
le müsse vorab – von Seiten der strategischen 
Akteure definiert werden, bevor die politische 
Administration diese im operativem Handeln 
spezifizieren und umsetzen kann. (Und es 
müssten dementsprechende Kontrakte zwi-
schen der strategischen und der operativen 
Ebene eingegangen werden). Im Zuge von 
Gender Mainstreaming wird also die gesamte 
Verwaltung mit der Aufgabe der Gleichstellung 
beauftragt. Das bedeutet auch, dass nicht aus-
schließlich Frauen, sich weiterhin für Frauen 
engagieren, sondern dass auch Männer „in die 
Pflicht genommen werden“, sich der Realisie-
rung von Chancengleichheit zu zuwenden. Das 
Ziel der Gleichstellung soll nicht weiterhin als 
„Frauenthema“ firmieren.

4. Gender Mainstreaming und  
Frauenpolitik sind sinnvoll aufeinan-
der zu beziehen: 

Die neue Strategie zur Herstellung von Chan-
cengleichheit macht die traditionelle Mädchen-
politik und Frauenpolitik nicht überflüssig. Im 
Gegenteil, in allen Veröffentlichungen der EU 
wird ein dualer Ansatz forciert. Während mit 
Hilfe der traditionellen Frauenförderpläne und 
Gleichstellungsmechanismen auch weiter-
hin gezielt auf konkrete gesellschaftliche Pro-
blemlagen und Benachteiligungen von Frauen 
reagiert werden soll, setzt Gender Mainstre-
aming auf eine langfristige Integration einer 
geschlechtsbezogenen Sichtweise in die nor-
malen Arbeitsabläufe der Verwaltung oder an-

derer Organisationen. Gender Mainstreaming 
und Frauenförderpolitik bilden also eine „Dop-
pelstrategie“. 

5. Gender Mainstreaming nimmt auch 
Männer unter geschlechtsbezogenen 
Gesichtspunkten wahr: 

Auch wenn es unbestritten ist, dass nach wie 
vor Mädchen und Frauen primär von Formen 
(struktureller) gesellschaftlicher Benachtei-
ligung betroffen sind, ist Gender Mainstrea-
ming eine geschlechterpolitische Strategie. 
Auch Jungen und Männer werden unter der 
Kategorie Geschlecht wahrgenommen. (Diese 
Betrachtungsweise ist in vielen Fällen seit lan-
gem überfällig. Zwar ist durchaus diskutabel, 
ob z.B. der Tatbestand, dass Männer im Durch-
schnitt sieben Jahre früher sterben als Diskri-
minierungsfaktum zu werden ist. Unstrittig ist 
m.E. aber, dass die signifikant höhere Selbst-
mordquote von jungen Männern zwischen 
18-22 Jahren einen geschlechterbezogenen 
Handlungsbedarf hervorruft.) Mit dieser modi-
fizierten Ausrichtung einer gleichstellungsre-
levanten Strategien ist gleichfalls verbunden, 
dass Männer wie Frauen nicht mehr unter einer 
geschlechtshomogenen Perspektive betrach-
tet werden, sondern heute zu konstatieren ist, 
dass die Kategorie Geschlecht nur noch in ih-
rer Vernetzung mit anderen Identitätszeichen, 
wie den Kategorien Ethnie, Schicht, Alter etc. 
in den Blick genommen werden kann. Gender 
Mainstreaming trägt damit dazu bei, eine stere-
otype Sichtweise auf die Frauen und die Män-
ner zu vermeiden und ermöglicht statt dessen, 
die geschlechterübergreifende Vielfalt von Le-
bensentwürfen und Lebenssituationen wahr-
zunehmen. Im Zuge ihrer Implementierung 
können die unterschiedlichen und keineswegs 
geschlechterhomogenen Lebensrealitäten in 
den Blick genommen und daran anschließend 
differenzierte Konzepte entwickelt werden, die 
sowohl die Differenzen zwischen Frauen und 
Männern als auch diejenigen innerhalb der 
Gruppe der Frauen und innerhalb der Gruppe 
der Männer berücksichtigen. 

Ich möchte dieses 5. Kriterium von Gender 
Mainstreaming, dass Gender Mainstreaming 
keine frauen- sondern eine geschlechterpoli-
tische Strategie ist, an dieser Stelle noch mal 
besonders heraus stellen, weil es für die Hand-
lungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe eine 
besondere Wirkung entfaltet. Dies hängt damit 
zusammen, dass die Kinder – und Jugendhilfe 
für die Umsetzung gleichstellungsrelevanter 
Zielsetzungen ein Handlungsfeld ist, das einen 
besonderen „Gender-Bezug“ hat –anders als 
z.B. die Umweltpolitik. 

In diesem Feld geht es nicht nur um allge-
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meine gleichstellungsrelevante Anforderun-
gen, wie der Abbau geschlechtsbezogener Be-
nachteiligung, der Erweiterung biographischer 
Handlungsoptionen für beide Geschlechter 
oder die Forderung einer gleichberechtigten 
Teilhabe für Jungen wie Mädchen. Die Kin-
der- und Jugendhilfe ist ein gesellschaftliches 
Handlungsfeld, in dem es genuin um Fragen 
der Identität und Identitätskonstruktionen geht. 
Bezogen auf die Kinder- und Jugendhilfe könn-
te man auch von einem „Offenen Schauplatz“ 
geschlechtsbezogener Konstruktionsprozesse 
sprechen. Geschlechtsidentitäten stellen sich 
aber nicht von alleine her. Geschlechtsbezoge-
ne Identitätsprozesse, d.h. Männer und Frauen 
zu werden, laufen nicht organisch, gleichsam 
„naturwüchsig“ ab, sondern beinhalten sehr 
komplexe Aneignungsvorgänge vorhandener 
Normen und gesellschaftlicher Erwartungen. 
Diese Aneignungsprozessen sozialer Ge-
schlechternormen lassen sich auch als Einver-
leibung sozialer Identitätsgebote klassifizieren. 
Das jeweilige Individuum ist nicht „frei“ sich 
ein Geschlecht samt seiner Rollenzumutungen 
anzueignen. Im Gegenteil: Vorhandene und 
verfestigte gesellschaftliche Erwartungen, 
die damit verbunden sind, dieses oder jenes 
Geschlecht zu sein, bilden gleichsam einen 
gesellschaftlichen „Normierungsrahmen“, 
der vorab die gesellschaftlichen Eintrittsor-
te der kindlichen Subjekte bestimmt. Beson-
ders die Geschlechterforschung hat darauf 
hingewiesen, dass dieses vorhandene Nor-
mierungsraster den Raum kulturell erlaubter 
Identitäten stark begrenzt, die Aneignung ei-
ner „Geschlechterrolle“ damit für Jungen wie 
für Mädchen einen Zwangscharakter hat. Die 
Geschlechterforschung hat in diesem Zusam-
menhang weiter darauf aufmerksam gemacht, 
dass die Geschichte des Aufwachsen zwar als 
eine notwendige Einübung, aber eben auch als 
eine mehr oder minder gewalttätige Einübung 
in gefestigte oder verfestigte Identitäten ver-
standen werden kann. Da die Kinder- und Ju-
gendhilfe als gesellschaftliches Handlungsfeld 
Anteil hat an den Prozessen des Aufwachsens, 
ist die Umsetzung von Gender Mainstreaming 
als geschlechterpolitische Strategie hier von 
herausragender Bedeutung.

Wie lassen sich diese übergreifenden Aus-
sagen zu Gender Mainstreaming jetzt auf die 
Institution „Jugendamt“ beziehen und welche 
Aufgabenstellungen werden damit verbun-
den?

Anders als in vielen anderen gesellschaftli-
chen Handlungsfeldern kann die Kinder- und 
Jugendhilfe schon auf eine „Tradition“ ge-
schlechterdifferenzierender Arbeitsansätze zu-
rückgreifen. Auch verfügt sie mit dem Kinder- 
und Jugendhilfegesetz (KJHG) und dem §9, 

Abs. 3 über eine juristische Bestimmung, mit 
der dazu aufgefordert wird, „die unterschied-
lichen Lebenslagen von Mädchen und Jungen 
zu berücksichtigen, Benachteiligungen abzu-
bauen und die Gleichberechtigung von Mäd-
chen und Jungen zu fördern“. 

So mag die Implementierung der Strategie 
Gender Mainstreaming für die Jugendämter 
keine besondere Herausforderung darstellen. 
Aber, was zunächst als Vorteil erscheint, ist bei 
genauerem Hinschauen nicht so eindeutig zu 
qualifizieren. Deutlich wird dies, wenn man 
analysiert, in welcher Form die Geschlech-
terthematik bisher in der Kinder- und Jugend-
hilfe verhandelt wurde. 

Jenseits dessen, wie die konkrete Förderpo-
litik einzelner Jugendämter bisher aussieht, 
fällt ein Tatbestand ins Auge, der gleichsam 
übergreifend die gesamte Kinder- und Ju-
gendhilfe betrifft: Das Geschlechterthema ist 
in der gesamten Kinder- und Jugendhilfe, und 
darin eingeschlossen im Handeln der Jugend-
ämter, zum Synonym spezifischer Angebote 
von Mädchenarbeit (und in bisher margina-
len Ansätzen von Jungenarbeit2) geworden. 
Eine geschlechterdifferenzierte Jugendhilfe ist 
gleichbedeutend mit der Etablierung von ge-
schlechtshomogenen Räumen für Mädchen, 
d.h. der bisherige Ansatz einer geschlechter-
differenzierten Kinder- und Jugendhilfe wurde 
gleichgesetzt mit Maßnahmen der Geschlech-
tertrennung. Die Thematisierung der Kategorie 
Geschlecht und des Geschlechterverhältnisses 
lässt bis heute in der Kinder- und Jugendhilfe 
einen paradoxen Dualismus erkennen: Formen 
und Maßnahmen einer geschlechterdifferenzie-
renden Kinder- und Jugendhilfe werden an die 
Mädchenarbeit delegiert, während die gesam-
te koedukativ agierende Kinder- und Jugend-
hilfe von geschlechtsbezogenen Fragestellun-
gen weitgehend „entlastet ist“. Mit anderen 
Worten: Die Geschlechterfrage hat sich in der 
Kinder- und Jugendhilfe fast ausschließlich 
als „Mädchenfrage“ etabliert und in Form von 
Mädchenarbeit institutionalisiert. (Dies hängt 
eng mit der Entstehungsgeschichte und den 
Entstehungsbedingungen der Mädchenarbeit 
zusammen. Aber darauf soll an dieser Stelle 
nicht weiter eingegangen werden.)

Auch im Blick auf die Jugendämter kann man 
diesbezüglich behaupten: Obwohl von den 
Jugendämtern zahlreiche erfolgreiche Einzel-
projekte und Einzelmaßnahmen für Mädchen 
gefördert wurden, gilt das Handlungsfeld Mäd-
chenarbeit nach wie vor als „Sonderangebot“ 
in „Sonderräumen“. Diese Förderpolitik hat 
kaum Eingang in die koedukative Praxis gefun-
den und auch die Strukturen der Kinder- und 
Jugendhilfe blieben von dieser Förderpolitik 
weitgehend unberührt.
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Die Anforderungen von Gender Mainstrea-
ming markieren deshalb auch für die Jugend-
ämter einen neuen Ansatz einer geschlechter-
differenzierenden Kinder- und Jugendhilfe, 
der die bisherigen Förderpolitiken bedeutend 
erweitert. Die Forderung der Umsetzung von 
Gender Mainstreaming kann nicht mehr mit 
Verweis auf die Förderung verschiedener Pro-
jekte und Maßnahmen der Mädchenarbeit 
abgegolten werden, ein Verweis, der im übri-
gen nicht selten war, als im Jahre 2003 telefo-
nisch in Jugendämtern von E&C-Kommunen 
nach dem Stand der Umsetzung von Gender 
Mainstreaming gefragt wurde. Gender Main-
streaming ist eine handlungsfeldübergrei-
fende und damit auch für Jugendämter eine 
querschnittspolitische Strategie. Und Gender 
Mainstreaming ist eine integrierte Strategie. 
Da Gender Mainstreaming bedeutet, wie es in 
der Veröffentlichung des Europarates heißt, 
„den Blickwinkel der Gleichstellung zwischen 
Frauen und Männern in allen Bereichen und 
auf allen Ebenen einzunehmen“ (Übersetzung: 
Krell/Mückenberger/Tondorf 2000, S. 3), muss 
diese Vorgabe auch systematisch auf allen 
Ebenen verfolgt werden, die in der Kinder- und 
Jugendhilfe von Bedeutung sind. Dies sind im 
Wesentlichen: Die Ebene der Organisation, die 
Ebene der Mitarbeiter/innen und die Ebene der 
Projekte und Maßnahmen. Das heißt, auch die 
Jugendämter sind angehalten, Gender Main-
streaming als Strategie der Organisationsent-
wicklung, als Strategie der Personalentwick-
lung sowie als Strategie der praxisbezogenen 
Qualitätsentwicklung einzuführen. 

Wie Gender Mainstreaming als integrier-
te Strategie umgesetzt wird, soll in dem Bei-
trag des Jugendamtes München vorgestellt 
werden. Im folgenden sollen die Ebenen der 
Organisations- und Personalentwicklung weit-
gehend ausgeblendet und sich auf die dritte 
Ebene, auf die Ebene der Maßnahmen bezogen 
werden. (Obwohl der Aufgabenbereich der Per-
sonalentwicklung in Bezug auf die Umsetzung 
von Gender Mainstreaming vielleicht zunächst 
besonders in den Blick kommt). 

Es soll also im weiteren auf die Leistungen 
bzw. die Produkte Bezug genommen werden, 
da auch für das Jugendamtes die zentrale Auf-
gabe darin besteht, über das Handeln der Ver-
waltung in ihrem Umfeld gleichstellungsrele-
vante Zielsetzungen zu realisieren. 

Hinsichtlich der Umsetzung dieser neuen 
geschlechterpolitischen Strategie, die „über“ 
die Verwaltung umgesetzt werden soll, ist das 
Jugendamt im Rahmen seines doppelten Auf-
gabenprofils angesprochen. Es ist sowohl in 
seiner agierenden und als auch in seiner steu-
ernden Funktion gefragt. In diesem Zusam-
menhang muss einerseits thematisiert werden, 

in welchen Bereichen, in denen das Jugendamt 
selber (oder auch selber) institutioneller Akteur 
von Maßnahmen und Angeboten ist, Prozesse 
der Implementierung von Gender Mainstrea-
ming eingeleitet werden können. Das heißt, es 
ist zu fragen, welche personen- und zielgrup-
penbezogenen Dienstleistungen werden von 
den jeweiligen Jugendämtern selbst erbracht 
und durch welche einzuleitenden Maßnahmen 
ist Gender Mainstreaming auf dieser „Anbieter-
seite“ zu implementieren. (Was z.B. müsste das 
Jugendamt in den Kindertagesstätten tun um, 
Gender Mainstreaming-Prozesse einzuleiten, 
wie sind gleichstellungsrelevante Zielsetzun-
gen in dem Aufgabenbereich der Jugendförde-
rung zu berücksichtigen und zu integrieren).

Andererseits muss erörtert werden, wie das 
Jugendamt als öffentlicher Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe darauf hinwirken kann, dass 
die freien Träger, also die Leistungserbringer 
gleichfalls Gender Mainstreaming bei ihrem 
Träger, in deren Einrichtungen und Projekten 
implementieren und welche Steuerungsinst-
rumente diesbezüglich zur Verfügung stehen. 
Auch wenn die Durchgriffsmöglichkeiten des 
Jugendamts auf die Aktivitäten die freien Trä-
ger generell zu Recht begrenzt sind, besitzt das 
Jugendamt dennoch Steuerungsmöglichkei-
ten. Es ist z.B. zu fragen, wie die Umsetzung 
von Gender Mainstreaming im Zuwendungs-
bereich über Standards oder über Leistungs-
verträge etc. zu forcieren ist. Oder wie gleich-
stellungsrelevante Zielsetzungen im Rahmen 
des sogenannten Kontraktmanagements in den 
getroffenen Leistungsvereinbarungen (§78a 
KJHG) mit freien Trägern festgeschrieben wer-
den können. Die Steuerung über Zielvereinba-
rungen bietet in jeden Fall gute Ansatzpunkte, 
Gender Mainstreaming zu implementieren. 

Unter sozialräumlichen Gesichtspunkten und 
die spielen ja im E&C-Programm eine zentrale 
Rolle, ist zudem zu fragen, wie Gender Main-
streaming in vorhandene Steuerungsgremien 
bzw. Verbünde mit freien Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe zu integrieren ist. Welche 
Möglichkeiten gibt es z.B., die Umsetzung die-
ser Strategie über Stadtteilkonferenzen, über 
Arbeitsgemeinschaften nach §78 zu befördern 
oder in die Arbeit von Sozialraumteams zu in-
tegrieren.

Darüber hinaus sollte Gender Mainstreaming 
nicht „von Außen“ als zusätzliches Verfahren 
an vorhandene kommunale Steuerungsinstru-
mente herangetragen werden. Ein solcher An-
satz wäre von vornherein zum Scheitern verur-
teilt. Deshalb müssen Überlegungen angestellt 
werden, wie die Strategie Gender Mainstrea-
ming – auch im Jugendamt – mit vorhandenen 
Steuerungsmodellen verbunden werden kann 
oder auch, wie Gender Mainstreaming in diese 
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integriert werden kann. Es soll sich an dieser 
Stelle auf Ansätze konzentriert werden, die mit 
dem Neuen Steuerungsmodell verbunden wer-
den, das ja mehr oder minder für alle Kommu-
nen, wenn auch mit vielen Differenzierungen 
und Spezifizierungen relevant ist. Diesbezüg-
lich sollen an dieser Stelle zwei Instrumente 
des Neuen Steuerungsmodells herausgriffen 
und sie in Bezug auf die Strategie Gender 
Mainstreaming beleuchtet werden. Dies sind 
Instrumente, die teilweise in ähnlicher Form 
auch ohne direkten Bezug auf das Neue Steu-
erungsmodell, in Kommunen und Jugendäm-
tern Anwendung finden. Diese Instrumente 
tangieren sowohl die Steuerungskompetenz 
als auch die „Anbieterseite“ des Jugendamtes. 
Das sind:
a)  die systematische Erfassung des Dienstleis-

tungsangebots in Produkten und Produkt-
katalogen

b)  die Steuerung der Dienstleistungen über 
Zielvereinbarungen und Controlling

Beide benannten Instrumente des Neuen 
Steuerungsmodells bergen Ansatzpunkte und 
Chancen der Einbeziehung von Gender Main-
streaming. Es wird sich allerdings gleichfalls 
als notwendig erweisen, diese Instrumente in 
ihrer Kernsubstanz zu erweitern. Zum ersten 
Punkt: Die systematische Erfassung des Dienst-
leistungsangebots in Produkten und Produkt-
katalogen sollte die Grundlage bilden statt eine 
input- eine outputorientierte Steuerung zu for-
cieren. Mit der Umsetzung dieses Ansatzes soll 
eine Grundlage geschaffen werden, Kosten und 
erbrachte Leistungen in ein Verhältnis zusetzen 
und verschiedene Leistungen vergleichbar zu-
machen. Eine Verwaltungsleistung wird somit 
zum Informations- und Kostenträger. Damit 
ist gleichsam eine quantitative Basis der Ver-
waltungsleistungen gegeben, die mit Hilfe des 
Outputs erzielt werden, auch wenn damit nur 
bedingt Wirkungen beschrieben werden. Auf 
jeden Fall bietet dieser „Produktansatz“ eine 
gute Möglichkeit für die Integration gleichstel-
lungsrelevanter Ansätze – auch oder gerade 
weil hier der Einsatz finanzieller Mittel für eine 
bestimmte Leistung in Augenschein genom-
men wird.

Die im Rahmen der Gender Mainstreaming-
Diskussion forcierte Anwendung der soge-
nannten 3-R-Methode zur Implementierung 
eines Gleichstellungscontrolling vgl. (Stiegler 
2000, S.15) lässt sich hervorragend auf diesen 
Produktansatz beziehen. Diese Methode ver-
bindet drei analytische Kategorien, drei R‘s 
miteinander. Bezüglich dieses Ansatzes kann 
erstens die Repräsentation der Geschlechter 
analysiert werden, das erste R. Das heißt, es 
kann untersucht werden, wie viele Frauen/Mäd-
chen und wie viele Männer/Jungen von einem 

„Produkt“ betroffen sind, bzw. ein Jugendhilfe-
Angebot wahrnehmen. Zweitens kann die Ver-
teilung der Ressourcen überprüft werden, das 
zweite R. Das heißt, es kann überprüft werden, 
wie die in dem jeweiligen „Produkt“, in dem 
jeweiligen Jugendhilfe-Angebot eingesetzten 
Mittel von Geld, Raum und Zeit zwischen den 
Geschlechtern verteilt sind und drittens kann 
die Realisierung, das dritte R. ermittelt werden, 
d.h. es können die Ursachen der festgestellten 
Repräsentation und Ressourcenverteilung zwi-
schen den Geschlechtern erforscht und daran 
anschließend eine entsprechende Umsteue-
rung vorgenommen werden. Es ist diesbezüg-
lich also sowohl für einzelne Produkte als auch 
für einen gesamten Produktkatalog überprüf-
bar, ob die vorhandenen finanziellen Ressour-
cen geschlechtergerecht eingesetzt werden, ob 
ein geschlechtergerechtes Output erzielt wird.

Dergleichen Berechnungen sollten auch 
ohne Probleme in vorhandene Kennzahlen- 
oder Kernkennzahlensysteme integriert wer-
den, wie sie im Handeln der Jugendämter An-
wendung finden. Darüber hinaus bietet dieses 
Verfahren der Dienstleistungserhebung und 
-dokumentation die Möglichkeit, Produkte auf-
zuschlüsseln und zu dokumentieren, die von 
bestimmten Zielgruppen von Mädchen bzw. 
Jungen nachgefragt werden. Dies erscheint 
notwendig, denn die Differenzen innerhalb 
der Gruppe der Mädchen und innerhalb der 
Gruppe der Jungen können auch in Hinsicht 
der Angebotsnachfrage größer sein als mög-
liche Differenzen zwischen den Geschlechter-
gruppen. Es kann darüber der Nachweis eines 
zielgruppengenauen Dienstleistungsangebotes 
belegt werden.

Dennoch bringt dieser Produktansatz auch 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Gen-
der Mainstreaming. Diese liegen vor allen in 
der Zersplitterung von „kleinteiligsten“ Dienst-
leistungsangeboten begründet. Ein Vorgang, 
der ja in anderen Zusammenhängen schon oft 
kritisiert wurde. Auch unter gleichstellungsre-
levanten Gesichtspunkten ist innerhalb der in 
Produkten und Produktkatalogen nachgewie-
senen Leistungen zwar nachvollziehbar, wel-
che Ressourcen welcher Geschlechtergruppe 
und ihren jeweiligen „internen“ Zielgruppen 
zu Gute kommen. Mögliche Schnittstellen zwi-
schen den einzelnen Produkten sind aber kaum 
zu eruieren. Unter Gender Mainstreaming-As-
pekten wird es aber ganz wesentlich sein, die-
se Schnittstellen zwischen einzelnen Produkten 
mitzubedenken, da gleichstellungsrelevante 
Fragen quer zu den einzelnen Produkteinhei-
ten liegen. Das heißt, gleichstellungsrelevante 
Fragen sind als zusammenhängende und kei-
neswegs isolierte Fragestellungen anzugehen. 
Auch Gender Mainstreaming macht es notwen-
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dig, der Versäulung der Jugendhilfeleistungen 
entgegen zuarbeiten - vor allem wird es be-
deutsam sein, dem „Denken in Versäulungen“ 
entgegen zu wirken. So sind - als ein Beispiel 
– männliche Jugendliche mit Migrationshinter-
grund in dem „Produkt“ Jugendgerichtshilfe 
der Kommunen in der Regel deutlich überre-
präsentiert. Unter Gender Mainstreaming-Ge-
sichtspunkten kann dieses geschlechtsbezo-
gene Problem aber kaum isoliert in dem Feld 
der Jugendgerichtshilfe bearbeitet werden, 
sondern es werden diesbezüglich eine Anzahl 
anderer Produkte tangiert, wie das Produkt 
„Familienbildung“ oder das Produkt „Jugend-
berufshilfe“. 

Auch unter Gender Mainstreaming-Ge-
sichtspunkten bietet der Produktansatz für die 
Jugendämter vor allem eine quantitative und 
fiskalische Dokumentation ihrer Produkte und 
Leistungen. Da es hier um Budgetfragen geht, 
sind die damit verbunden Möglichkeiten nicht 
gering zu bewerten. Der Aufforderung nach 
einem Gender-Budgeting kann damit Folge 
geleistet werden. Mit den Produkteinheiten 
werden allerdings nur begrenzt qualitative 
Nachweise der jeweiligen Leistungen erbracht. 
Ob ein Produkt der jeweiligen unterschiedli-
chen Anbieter qualitativ hochwertig ist oder 
nicht, kann nur bedingt belegt werden. 

Aus diesem Grund kommt dem zweit genann-
ten Instrument des neuen Steuerungsmodell 
„die Steuerung der Dienstleistungen über Ziel-
vereinbarungen und Controlling“ auch unter 
Gender Mainstreaming-Gesichtspunkten eine 
herausragende Bedeutung zu. Die Installation 
von Zielvereinbarungen und Controllingver-
fahren ist überhaupt die Grundvoraussetzung, 
um Gender Mainstreaming zu implementieren. 
Gender Mainstreaming ist ja nicht primär daran 
orientiert, dass Verwaltungshandeln effizienter 
und effektiver zu gestalten, auch wenn solche 
„Mitnahmeeffekte“ die logische Folge der 
Umsetzung dieser Strategie sein sollten. Gen-
der Mainstreaming zielt auf gesellschaftliche 
Wirkungen. Das heißt, gesellschaftliche Leis-
tungen sind zu erfüllen und zu gestalten. Da-
mit verlangt Gender Mainstreaming nicht nur 
eine outputorientierte Steuerung, die sich an 
geschlechterrelevanten Zielsetzungen messen 
lassen muss, sondern vor allem eine outcome-
bezogene Steuerung. Gleichstellungsrelevante 
Zielsetzungen, und damit die Wirkungen, die 
man nicht nur hinsichtlich des strategischen, 
sondern auch in Bezug auf das operativen Han-
deln erzeugen möchte, sind aber zunächst zu 
definieren. Zielsetzungen liegen vor einer Maß-
nahmeplanung und Maßnahmeumsetzung. 

Eine outcomeorientierte Steuerung verlangt 
also eine quantitative wie qualitative Beschrei-
bung gleichstellungsrelevanter Ziele, die vor-

ab der Erstellung der Angebotsstruktur bzw. 
der Produktbeschreibung liegt. Das heißt, erst 
wenn die übergreifenden Entwicklungsziele de-
finiert sind, kann die entsprechende Leistung, 
bzw. das Produkt festgelegt und konkrete Wir-
kungsziele für ausgewählte Produkte beschrie-
ben werden. (Dies ist hier natürlich nur idealty-
pisch formuliert. Realiter existieren bestimmte 
Maßnahmen ja schon, so dass vor allem die In-
tegration gleichstellungsrelevante Zielsetzung 
in die Produkte, Leistungen und Angebotstruk-
tur vor Ort verfolgt und überprüft werden wird 
und natürlich nach deren Analyse, dement-
sprechende Modifizierungen vorgenommen 
werden müssen. Gänzlich neue Leistungen, die 
über die Realisation gleichstellungsrelevanter 
Zielsetzungen zu fordern sind, werden vermut-
lich eher die Ausnahme bleiben.) 

Diese Wirkungsziele lassen sich einerseits 
mit Kennzahlensystemen überprüfen, sofern 
sie quantitativ messbar sind. Die Erhöhung 
der Arbeitsmarktintegration einer bestimmten 
Zielgruppe von Mädchen, die in Maßnahmen 
der Jugendberufshilfe beschäftigt sind – ein 
Beispiel, dass immer wieder angebracht wird 
- lässt sich ohne Probleme mit quantitativen 
Messgrößen belegen. Schwieriger wird es, 
wenn es sich um qualitative Wirkungsziele 
handelt, die ja in der Kinder- und Jugendhilfe 
eine gewichtige Rolle spielen. Wirkungsziele, 
die an einem qualitativen Outcome orientiert 
sind, benötigen ein inhaltlich abgeleitetes In-
dikatorensystem, anhand dessen ihre Realisa-
tion beglaubigt werden kann, oder eben auch 
nicht. Als ein Beispiel: Wenn eine Zielsetzung 
etwa lautet „Erweiterung biographischer Hand-
lungsoptionen für beide Geschlechter“, die oft 
mit Gender Mainstreaming verbunden wird, so 
sind diesbezüglich Messgrößen zu entwickeln, 
die diese Zielsetzung überprüfbar machen, was 
etwa die Konzeption einer Einrichtung betrifft, 
deren Angebotsstruktur, deren Kommunikati-
onskultur etc.

Gender Mainstreaming als zielorientiertes 
Verfahren verlangt den Aufbau eines Indikato-
rensystem, das bisher weitgehend noch nicht 
die Regel ist. Denn auch das Jugendamt als öf-
fentlicher Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
will ja nicht „nur“ Leistungen und Leistungs-
ansprüche erfüllen, sondern im Sinne der Mäd-
chen und Jungen und ihrer Lebensperspekti-
ven Wirkungen erzielen. 

Und dem oft vorgetragenen Vorwurf, dass 
Gender Mainstreaming in den Bereichen der 
politischen Administration als sozialtechno-
kratisches Verwaltungs-Handel verkommt, 
und auf „Fliegenbeinzählerei“ reduziert wird, 
„Jungen hier“, „Mädchen da“, kann entgegen 
gewirkt werden. Zumal es durchaus auch Ver-
waltungsakteure gibt, die sich auch inhaltlich 
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für gleichstellungsrelevante Fragen engagieren 
und eben: Gender Mainstreaming als Strategie 
gestalten wollen.

1)Im Gegensatz zur deutschen Sprache wird im Englischen zwi-

schen Sex, dem biologischen Geschlecht, und Gender, dem so-

zialen und kulturellen Geschlecht, unterschieden. Der Terminus 

Gender bezieht sich also auf die sozialen und kulturellen Kon-

struktionsprozesse, die die Geschlechtsidentitäten hervorbrin-

gen, bezeichnet aber darüber hinaus auch das grammatikalische 

Geschlecht, d.h. auch die sprachliche, diskursive Verfasstheit 

dieser Kategorie. Die Relation von Sex und Gender wurde in den 

90er Jahren im Rahmen der Frauen- und Geschlechterforschung 

heftig diskutiert und spielt dort für die Ausrichtung der verschie-

denen (theoretischen) Forschungsansätze und ihre jeweiligen 

politischen Prämissen eine wesentliche Rolle.

2)Zwar gilt Jungenarbeit in der Zwischenzeit als anerkanntes 

Handlungsfeld, das auch offiziell in den Kanon der Handlungs-

felder der Kinder- und Jugendhilfe aufgenommen wurde (so z.B. 

in den neuen Richtlinien des Kinder- und Jugendplan (KJP) des 

Bundes ), aber jungenspezifische Ansätze sind in der Praxis bis-

her kaum angekommen (Krafeld 2002, S. 9).
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